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Antrag der Fraktion der CDU/CSU zur Großen Anfrage 
der Fraktion der CDU/CSU betr, Numerus clausus 
(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Bildung und Wissenschaft) 


A. Problem 

Die Expansion der Studienbewerber traf auf ein Hochschul- 
system, das weder von der Struktur noch von der Kapazität her 
genügend leistungsfähig war, den Anforderungen der Gegen- 
wart und Zukunft zu entsprechen. Diese Diskrepanz zwischen 
den einerseits vorhandenen und andererseits notwendigen bzw. 
erwünschten Studienplätzen wird sich zunehmend vergrößern 
und demnächst bedrohliche Ausmaße annehmen. Um diese 
Lücke zu verkleinern bzw. zu schließen, gilt es daher, gemein- 
sam mit den Ländern eine Reihe aufeinander abgestimmter 
Maßnahmen rasch durchzuführen. 


B. Lösung 

Neben langfristigen Planungen sind die aufgeführten Sofort- 
maßnahmen zum Abbau des Numerus clausus dringend erfor- 
derlich. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Erhebliche Mehrkosten für Bund und Länder. Aufbringung zu- 
sätzlich oder durch Umschichtung möglich. Problem Rang- 
ordnung der Aufgaben in der Innenpolitik. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Bildung und Wissenschaft 
(16. Ausschuß) 

über den Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
— Umdruck 6 — 

zur Großen Anfrage der Fraktion der CDU/CSU 
betr. Numerus clausus — Drucksachen VI/ 124, VI/246 — 


A. Bericht der Abgeordneten 
Dr. Meinecke (Hamburg) und Pfeifer 


Der Antrag wurde in der 25. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 21. Januar 1970 dem Aus- 
schuß für Bildung und Wissenschaft überwiesen. 
Der Wissenschaftsausschuß hat in seiner Sitzung am 
12. März 1970 den Antrag abschließend beraten und 
(mit Mehrheit) einen (verbesserten) Antrag be- 
schlossen. Er vertritt die Auffassung, daß der 
Numerus clausus dem persönlichen Recht jedes ein- 
zelnen, entsprechend dem Grundrecht, Beruf, Arbeits- 
platz und Ausbildungsstätte frei zu wählen, wider- 
spricht. Der Ausschuß betrachtet es daher als Auf- 
gabe des Bundes, gemeinsam mit den Ländern die 
gesetzgeberischen, organisatorischen und finanziel- 
len Voraussetzungen zur Beseitigung der Zulas- 
sungsbeschränkung zum Studium herbeizuführen. 
Dazu gehören gleichermaßen Strukturreformen im 


Hochschulgesamtbereich, wie der Ausbau und Neu- 
bau von Hochschuleinrichtungen, sowie eine gleich: 
zeitige beschleunigte Fortführung der Reform der 
Studiengänge, der Studienstrukturen, der Prüfungs- 
ordnungen, der Lehrkörperstruktur, des Berufsbildes 
und des Laufbahnrechts. Dazu gehört auch eine 
rasche Verabschiedung des Hochschulrechtsrahmen- 
gesetzes. 

Bei seinen Beratungen ist der Wissenschaftsaus- 
schuß zu der Überzeugung gelangt, daß die von ihm 
vorgeschlagenen Sofortmaßnahmen geeignet sind, 
den Numerus clausus zu überwinden, jedoch nur im 
Zusammenhang mit einer langfristigen Konzeption 
des Ausbildungswesens, seiner Verbesserung unter 
der Berücksichtigung bildungsökonomischer Ge- 
sichtspunkte. 


Bonn, den 12. März 1970 


Dr. Meinecke (Hamburg) 
Pfeifer 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

und die vorhandenen Kapazitäten rationell zu 
nutzen; 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. bis zum 1. Oktober 1970 das Kapazitätsdefizit in 
den einzelnen Disziplinen für die Jahre 1970 
bis 1973 zu berechnen und zentrale Registrier- 
stellen mit dem Ziel einer möglichst einheit- 
lichen Vermittlung von Studienplätzen einzu- 
richten; 

2. zusammen mit den Ländern für die Jahre 1970 
bis 1973 Sofortprogramme zu entwickeln, um 
schon jetzt bekannte Engpässe abzubauen und 
neue zu vermeiden-, dafür ist die Bereitstellung 
zusätzlicher Mittel durch den Bund unbedingt 
erforderlich, um bauliche Notmaßnahmen und 
die Besoldung zusätzlicher wissenschaftlicher 
Kräfte über Jahre zu ermöglichen; 

3. zunächst die Kapazitäten in den Disziplinen mit 
totalem Numerus clausus zu erhöhen und neue 
Studienkapazitäten im gesamten Hochschulbe- 
reich zu schaffen; 

4. gemeinsam mit den Ländern die Studienwün- 
sche der Abiturienten des Jahrgangs 1970 fest- 
zustellen. Dabei ist von einheitlichen Kriterien 
auszugehen; 

5. den Ausbau und Neubau von Hochschulen mit 
Hilfe rationeller Bauverfahren zu beschleunigen 


6. die Verwirklichung eines Nachwuchsförderungs- 
programms mit den Ländern zu erörtern mit 
dem Ziel, die Lehrkörper an den Hochschulen 
u. a. durch die Ausweitung des Graduiertenpro- 
gramms und Stellen für Studien- und Berufs- 
beratung unverzüglich zu erweitern; 

7. das Fernstudium im Medienverbund rasch zu 
ermöglichen; 

8. eine Projektgruppe zur Planung und Koordi- 
nation aller Maßnahmen zu bilden, die zur 
Überwindung des Numerus clausus führen kön- 
nen. Dieser Projektgruppe sollen die verant- 
wortlichen Institutionen des Bundes, der Länder 
und der Wissenschaft angehören; 

9. mit Hilfe der Bildungsforschung ein Verfahren 
zu entwickeln, das es erlaubt, den Bildungs- 
wunsch des einzelnen und den Bedarf der Ge- 
sellschaft organisatorisch und pädagogisch opti- 
mal in Übereinstimmung zu bringen,- 

10. mit den Ländern in Verhandlungen darüber ein- 
zutreten, wie der Bund die den Ländern durch 
das Ausländerstudium entstehenden beträcht- 
lichen Kosten erstatten kann; 

11. dem Bundestag bis zum 1. Oktober 1970 einen 
Bericht über die bis dahin durchgeführten oder 
eingeleiteten Maßnahmen zu erstatten. 


Bonn, den 12. März 1970 


Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

Dr. Lohmar Dr. Meinecke (Hamburg) Pfeifer 

Vorsitzender Berichterstatter 
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